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7. Bestattungswesen 

7.1 Baden-Württemberg 

Gesetz über das Friedhofs- und Leichenwesen (Bestattungsgesetz) 
 [von Baden-Württemberg] 

Vom 21.07.1970 (GBl. S. 395, ber. S. 458), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.06.2012 
(GBl. S. 437) 

Erster Teil    Friedhofswesen 

Erster Abschnitt   Anlegung und Unterhaltung von Bestattungsplätzen  

1. Friedhöfe 

§ 1   Allgemeines 

(1) Die Gemeinden sind verpflichtet, Friedhöfe anzulegen, zu unterhalten und zu erweitern 
(Gemeindefriedhöfe), wenn hierfür ein öffentliches Bedürfnis vorliegt. Für die verstorbenen 
Gemeindeeinwohner sowie für die in der Gemeinde verstorbenen oder tot aufgefundenen Personen 
ohne Wohnsitz oder mit unbekanntem Wohnsitz müssen Friedhöfe bereitstehen. 

(2) Kirchen und Kirchengemeinden sowie Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, die 
Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, können eigene Friedhöfe anlegen, unterhalten und 
erweitern (kirchliche Friedhöfe). 

 § 5   Genehmigung 

(1) Friedhöfe dürfen nur mit Genehmigung der zuständigen Behörde oder auf Grund eines 
Bebauungsplans angelegt oder erweitert werden. Bei kirchlichen Friedhöfen darf die Genehmigung 
nur im Einvernehmen mit der Gemeinde erteilt werden. 

 (…) 

Dritter Abschnitt   Grabstätten  

§ 12   Reihengräber und Wahlgräber 

(1) Auf Gemeindefriedhöfen ist für jede verstorbene Person eine Einzelgrabstätte (Reihengrab) zur 
Verfügung zu stellen. 

(2) An Grabstätten auf Gemeindefriedhöfen kann ein öffentlich-rechtliches Nutzungsrecht eingeräumt 
werden (Wahlgrab). Das Nutzungsrecht wird durch eine schriftliche Nutzungserlaubnis erworben. Die 
Voraussetzungen für den Erwerb und der Inhalt des Nutzungsrechts sowie der Kreis der 
Nutzungsberechtigten sind in der Friedhofsordnung festzulegen. 

(3) Die Einräumung eines Nutzungsrechts an Grabstätten auf kirchlichen Friedhöfen bleibt unberührt. 
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 Fünfter Abschnitt   Bestattungseinrichtungen  

§ 18 Sonstige Bestattungseinrichtungen 

Die Gemeinden haben dafür zu sorgen, daß die sonstigen notwendigen Bestattungseinrichtungen zur 
Verfügung stehen. Dies gilt nicht für Bestattungseinrichtungen auf kirchlichen Friedhöfen und 
privaten Bestattungsplätzen. § 11 Abs. 1 Satz 2 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg bleibt 
unberührt. 

 Zweiter Teil   Leichenwesen 

Dritter Abschnitt Bestattung und Ausgrabung von Leichen, Beisetzung von Aschen 
Verstorbener  

1. Bestattung und Beisetzung  

§ 39   Särge und Urnen, konservierte und einbalsamierte Leichen  

(1) Leichen dürfen nur in Särgen erdbestattet werden. Für die Erdbestattung dürfen nur Holzsärge 
verwendet werden, es sei denn, dass eine Leiche in einem Metallsarg zum Bestattungsort überführt 
werden muss. In den Fällen, in denen die Religionszugehörigkeit eine Bestattung ohne Sarg vorsieht, 
kann der Deckel des Sarges bei der Bestattung abgenommen und neben den Sarg in das Grab gelegt 
werden, solange keine gesundheitlichen Gefahren zu befürchten sind. § 13 der Bestattungsverordnung 
bleibt unberührt. 

 (…) 

7.2 Bayern 

Bestattungsgesetz [von Bayern] 
Vom 01.01.1983 (BayRS III, 452), zuletzt geändert durch § 3 des Gesetzes  

vom 11.12.2012 (GVBl. S. 629) 

Abschnitt 2 Bestattungseinrichtungen 

Art. 8   Friedhöfe 

(1) Friedhöfe sind öffentliche Einrichtungen, die den Verstorbenen als würdige Ruhestätte und der 
Pflege ihres Andenkens gewidmet sind. 

(2) 1 Träger von Friedhöfen können nur juristische Personen des öffentlichen Rechts sein. 2 
Friedhofsträger ist, wer den Friedhof in eigener Verantwortung verwaltet. 

(3) 1 In den Gemeindefriedhöfen ist die Beisetzung der verstorbenen Gemeindeeinwohner und, wenn 
eine ordnungsmäßige Beisetzung nicht anderweitig sichergestellt ist, auch der im Gemeindegebiet 
oder in einem angrenzenden gemeindefreien Gebiet Verstorbenen oder tot Aufgefundenen zu 
gestatten. 2 Die Grundstückseigentümer in gemeindefreien Gebieten haben der Gemeinde die Kosten 
zu ersetzen, die aus der Beisetzung der dort Verstorbenen oder tot Aufgefundenen entstehen und 
anderweitig nicht gedeckt sind. 

(4) 1 In Friedhöfen der Kirchen oder Religionsgemeinschaften ist auch die Beisetzung 
Andersgläubiger unter den für sie üblichen Formen und ohne räumliche Absonderung zu gestatten, 
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wenn eine andere geeignete Grabstätte nicht vorhanden ist; Absatz 3 gilt entsprechend. 2 Bestattungs- 
und Totengedenkfeiern und die Gestaltung der Grabstätten dürfen das religiöse Empfinden der Kirche 
oder Religionsgemeinschaft nicht verletzen. 

7.3  Berlin 

Gesetz über die landeseigenen und nichtlandeseigenen Friedhöfe Berlins 
(Friedhofsgesetz) 

Vom 01.11.1995 (GVBl. 1995, 707), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.07.2001 
(GVBl. S. 313) 

Erster Abschnitt Allgemeine Vorschriften 

§ 1 [Geltungsbereich] 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für die landeseigenen und nichtlandeseigenen Friedhöfe 
(öffentliche Friedhöfe) Berlins. 

§ 2 [Zweckbestimmung] 

(…) 

(2) Auf landeseigenen Friedhöfen wird unabhängig von Konfession und Weltanschauung bestattet. 
Friedhofsträger ist das Land Berlin. Die Ausübung religiöser und weltanschaulicher Gebräuche bei 
Bestattungen und Totengedenkfeiern im Rahmen der Friedhofsordnung wird gewährleistet. 

(3) Nichtlandeseigene Friedhöfe sind Friedhöfe, die der Bestattung der Mitglieder von Kirchen, 
Religionsgesellschaften oder Weltanschauungsgemeinschaften entsprechend der jeweiligen 
Friedhofsordnung dienen. Träger von nichtlandeseigenen Friedhöfen können Körperschaften des 
öffentlichen Rechts und gemäß § 3 Abs. 2 beliehene Religionsgesellschaften oder 
Weltanschauungsgemeinschaften sein, denen die Verwaltung und Organisation eines Friedhofs oder 
Friedhofsteils gemäß § 3 Abs. 3 übertragen wurde. Die Bestattung von Verstorbenen, die nicht der 
jeweiligen Konfession oder Weltanschauungsgemeinschaft angehören, liegt im Ermessen des 
jeweiligen Friedhofsträgers und darf bei Vorliegen von zwingenden Gründen des öffentlichen 
Interesses nicht verweigert werden, soweit es die religiösen Ordnungen der jeweiligen 
Religionsgesellschaften zulassen. 

(…) 

§ 3 [Genehmigungserfordernis und Zuständigkeiten] 

(…) 

(2) Gemeinnützige Religionsgesellschaften, die nicht als Körperschaften des öffentlichen Rechts 
anerkannt sind, können von der für das Friedhofswesen zuständigen Senatsverwaltung widerruflich 
mit dem hoheitlichen Bestattungsrecht beliehen werden, wenn sie in der Lage sind, den sachlichen und 
ideellen Bedarf sowie das langfristige wirtschaftliche Leistungsvermögen nachzuweisen. Gleiches gilt 
für gemeinnützige Weltanschauungsgemeinschaften. 

(3) Die Friedhofsverwaltung und die Friedhofsorganisation obliegen dem jeweiligen Friedhofsträger. 
Der Friedhofsträger kann unter der Voraussetzung, daß er auch Eigentümer des Friedhofsgrundstücks 
ist, einer beliehenen Religionsgesellschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft im Sinne des Absatzes 
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2 die Verwaltung und Organisation eines Friedhofs oder Friedhofsteils durch Vertrag übertragen. In 
diesem Fall geht die Zuständigkeit dafür auf die jeweilige Gemeinschaft über. Die 
Eigentumsverhältnisse am Friedhofsgrundstück bleiben unberührt. 

(…) 

Zweiter Abschnitt  Planung, Anlegung, Erweiterung, Schließung und Aufhebung von 
Friedhöfen 

§ 6 [Friedhofsentwicklungsplan] 

Die für das Friedhofswesen zuständige Senatsverwaltung stellt unter Beteiligung der Friedhofsträger 
und der für Angelegenheiten der Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften 
zuständigen Senatsverwaltung einen Friedhofsentwicklungsplan auf, der die vorhandene Versorgung 
mit Friedhofsflächen feststellt sowie die angestrebte, wohngebietsbezogene Versorgung und die 
notwendigen Entwicklungsmaßnahmen nach ihrer Dringlichkeit darlegt. (…) 

§ 7 [Schließung und Aufhebung] 

(…) 

(2) Soll ein Friedhof nach der Schließung einer anderen Nutzung zugeführt werden (Aufhebung), so 
ist eine Frist von 30 Jahren nach der letzten Bestattung einzuhalten. Ein Friedhof oder Friedhofsteil 
darf nicht aufgehoben werden, wenn aus religiösen Gründen ein dauerndes Ruherecht gewährt worden 
ist. (…) 

 (3) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 kann ein Friedhof oder Friedhofsteil vor Ablauf von 30 Jahren 
nach der letzten Bestattung mit Zustimmung des Senats aufgehoben werden, wenn zwingende Gründe 
des öffentlichen Interesses es erfordern und religiöse Überzeugungen nicht entgegenstehen. (…) 

Vierter Abschnitt Nutzungsrecht und Ruhezeit 

§ 11 [Ruhezeit] 

(1) Die Ruhezeit beträgt für Erd- und Urnenbestattungen mindestens 20 Jahre. Der Friedhofsträger 
kann längere Ruhezeiten bestimmen und die Ruhezeit aus religiösen Gründen auf Dauer festlegen. 

(…) 

Fünfter Abschnitt Grabstätten und Umbettungen 

§ 12 [Grabstätten] 

(…) 

(7) Der rechtliche Status der Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft sowie die 
Verpflichtung zu ihrer Erhaltung und Pflege bleiben durch dieses Gesetz unberührt. 

(8) Die Gräberfelder auf den landeseigenen Friedhöfen in Lichtenberg, Treptow und Pankow, auf 
denen die Verfolgten des Nationalsozialismus beigesetzt sind, bleiben für diesen Personenkreis mit der 
bisherigen Zweckbestimmung erhalten. Personen, die nach dem Gesetz über Entschädigungen für 
Opfer des Nationalsozialismus im Beitrittsgebiet vom 22. April 1992 (BGBl. I S. 906) anerkannt sind, 
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können dort weiterhin bestattet werden. Satz 1 gilt nicht für Personen, die für 
Unterdrückungsmaßnahmen verantwortlich waren. Näheres regelt eine Verwaltungsvorschrift. 

(…) 

Siebenter Abschnitt Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 20 [Durchführung des Gesetzes] 

Verwaltungsvorschriften zur Ausführung dieses Gesetzes erläßt die für das Friedhofswesen zuständige 
Senatsverwaltung im Einvernehmen mit den für das Gesundheitswesen sowie für die Angelegenheiten 
der Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften zuständigen Senatsverwaltungen. 

7.4 Brandenburg 

7.4.1 Gesetz über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen im Land 
Brandenburg (Brandenburgisches Bestattungsgesetz – BbgBestG) 

Vom 07.11.2001 (GVBl. I S. 226), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 
13.03.2012 (GVBl. I Nr. 16) 

Abschnitt 3   Bestattungswesen 

§ 25   Beisetzung 

(…)  

(2) Bei einer Feuerbestattung ist die Urne mit der Asche auf einem Friedhof oder in geeigneter Form 
in einer Kirche beizusetzen. Die Asche kann auch auf einer hierfür bestimmten Stelle eines Friedhofes 
verstreut werden. Auf Wunsch des Verstorbenen darf außerdem die Urne von einem Schiff aus auf 
Hoher See beigesetzt werden, wenn andere Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. Sonstige 
Beisetzungen außerhalb von Friedhöfen kann die örtliche Ordnungsbehörde im Einzelfall im 
Einvernehmen mit der unteren Gesundheitsbehörde zulassen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt und 
öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 

 Abschnitt 4   Friedhofswesen 

§ 26   Friedhöfe 

(1) Friedhöfe sind Einrichtungen, die den Verstorbenen als würdige Ruhestätte und der Pflege ihres 
Andenkens gewidmet sind. 

(2) Träger von Friedhöfen können nur Gemeinden sowie Religionsgemeinschaften, die Körperschaften 
des öffentlichen Rechts sind, sein. 

 § 27   Gemeindefriedhöfe 

(1) Die Gemeinden haben Friedhöfe anzulegen und zu erweitern sowie Leichenhallen zu errichten und 
diese Einrichtungen zu unterhalten, soweit hierfür ein öffentliches Bedürfnis besteht. Ein öffentliches 
Bedürfnis für die Errichtung oder Erweiterung eines Friedhofes besteht grundsätzlich nicht, wenn die 
Gemeinde sicherstellt, dass der Friedhof eines anderen Trägers in zumutbarer Nähe benutzt werden 
kann. Satz 2 gilt für Leichenhallen entsprechend.  
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(2) Auf Gemeindefriedhöfen ist die Bestattung verstorbener Gemeindeeinwohner sowie bei 
besonderem berechtigten Interesse auch die Bestattung einer sonstigen verstorbenen Person 
zuzulassen. Die Bestattung einer anderen in der Gemeinde verstorbenen oder tot aufgefundenen 
Person ist insbesondere zuzulassen, wenn  

1. diese keinen festen Wohnsitz hatte, 

2. ihr letzter Wohnsitz unbekannt ist, 

3. ihre Überführung an den früheren Wohnsitz unverhältnismäßig hohe Kosten verursachen würde 
oder 

4. wenn Gründe der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung eine Bestattung in der Gemeinde erfordern. 

(3) Auf Gemeindefriedhöfen wird unabhängig von Konfession und Weltanschauung bestattet.  

§ 28   Andere Friedhöfe 

(1) Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, können eigene 
Friedhöfe nach Maßgabe der Gesetze anlegen, erweitern und wiederbelegen sowie Leichenhallen 
errichten. Sie sind Friedhofsträger.  

(2) Die Bestattung von Verstorbenen, die nicht der jeweiligen Religionsgemeinschaft angehören, liegt 
auf Friedhöfen nach Absatz 1 im Ermessen des jeweiligen Friedhofsträgers. Soweit es die religiöse 
Ordnung der jeweiligen Religionsgemeinschaft zulässt, darf die Bestattung der in § 27 Abs. 2 
genannten Verstorbenen nicht verweigert werden, wenn in zumutbarer Entfernung keine 
gemeindlichen Friedhöfe bestehen. Dies gilt auch dann, wenn es sich um andersgläubige oder 
konfessionslose Verstorbene handelt.  

§ 32   Ruhezeit 

(1) Die Ruhezeit für Erdbestattungen beträgt mindestens 20 Jahre, für Urnenbestattungen mindestens 
15 Jahre. Der Friedhofsträger kann längere Ruhezeiten bestimmen und die Ruhezeit aus religiösen 
Gründen auf Dauer festlegen.  

(2) Ein Grab darf nur neu belegt oder anderweitig verwendet werden, wenn die nach Absatz 1 
bestimmte Ruhezeit abgelaufen ist.  

Abschnitt 5   Gemeinsame Vorschriften 

§ 37   Datenschutz 

(…) 

(3) Im Übrigen gelten die Vorschriften des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes. Die Vorschriften 
des Datenschutzes der Religionsgemeinschaften bleiben unberührt.  
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7.4.2 Gesetz zur Ausführung des Gräbergesetzes im Land Brandenburg  
(GräbG-AGBbg) 

Vom 23.05.2005 (GVBl. I 2005, 174), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
23.09.2008 (GVBl. I  S. 202, 206) 

§ 4 Veranstaltungen 

(…) 

(3) Veranstaltungen auf Gräberstätten bedürfen einer Erlaubnis, soweit nicht aufgrund dieses Gesetzes 
insbesondere für Veranstaltungen des Bundes, des Landes, der Landkreise, der Ämter und Gemeinden, 
der Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, oder des Volksbundes 
Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V. etwas anderes bestimmt ist. 

7.5 Bremen 

Gesetz über das Friedhofs- und Bestattungswesen in der Freien Hansestadt 
Bremen 

Vom 16.10.1990 (Brem.GBl. S. 303),  
zuletzt geändert durch Nr. 2.3 i.V.m. Anl. 3 ÄndBek vom 24.01.2012 (Brem.GBl. S. 24) 

§ 1   Friedhofsträger 

(1) Das Friedhofs- und Bestattungswesen ist eine Selbstverwaltungsangelegenheit der Stadtgemeinden 
Bremen und Bremerhaven.  

(2) Die Stadtgemeinden als Friedhofsträger haben für eine bedarfsgerechte Ausstattung mit Friedhöfen 
zu sorgen und diese zu unterhalten.  

(3) Neben den Stadtgemeinden sind die Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts befugt, eigene 
Friedhöfe anzulegen, zu erweitern und zu unterhalten.  

§ 4   Friedhofszwang, Bestattungsformen, Ausnahmen 

(…) 

(4) Der Friedhofsträger kann in der Stadtgemeinde Bremen mit Zustimmung des Instituts für 
Rechtsmedizin des Klinikums Bremen-Mitte, in der Stadtgemeinde Bremerhaven mit Zustimmung des 
Magistrats Ausnahmen von der Sargpflicht zulassen, wenn in der zu bestattenden Person ein religiöser 
Grund vorliegt und ein öffentlicher Belang nicht entgegensteht. Gleiches gilt, wenn der zu Bestattende 
mit Verweis auf weltanschauliche Gründe eine entsprechende schriftliche Verfügung getroffen hat. In 
den Fällen der Sätze 1 und 2 muss der Transport der Leiche bis zur Grabstelle in einem Sarg erfolgen.  

§ 4a   Feuerbestattungen 

(…)  

(2) Die Genehmigung zur Errichtung einer Feuerbestattungsanlage darf nur den Stadtgemeinden und 
den Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts, die nach § 1 Abs. 3 befugt sind, eigene Friedhöfe 
anzulegen, erteilt werden. Bei der Erteilung der Genehmigung ist auf eine würdige Ausgestaltung der 
Anlage hinzuwirken.  
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§ 7   Datenverarbeitung 

(1) Zur Bewirtschaftung und Verwaltung der Friedhöfe, insbesondere zur Festsetzung und Einziehung 
von Gebühren oder Entgelten, sind die Friedhofsträger berechtigt, folgende personenbezogene Daten 
der Verstorbenen zu verarbeiten:  

1. Vor-, Geburts- und Nachnamen, 

2. letzte Adresse, 

3. Geburts- und Sterbedatum, 

4. Sterberegisternummer, 

5. Ort und Zeitpunkt der Einäscherung, 

6. Einäscherungsnummer, 

7. Zeitpunkt der Bestattung, 

8. Bestattungsnummer, 

9. Art, Lage und Zustand der Grabstelle, 

10.  Bestattungen in der Grabstelle, 

11.  Dauer des Nutzungsrechts, 

12.  Ruhefrist, 

13.  Vorhandensein von Grabmalen und Einfassungen sowie Datum der Genehmigung, 

14.  Name und Adresse des Bestatters, 

15.  Leistungen des Friedhofsträgers.  

(2) Zu den in Absatz 1 genannten Zwecken dürfen die Friedhofsträger folgende personenbezogene 
Daten der Nutzungsberechtigten verarbeiten:  

1. Vor-, Geburts- und Nachnamen, 

2. Adresse, 

3. Geburtsdatum, 

4. Art, Lage und Zustand der Grabstelle, 

5. Namen und Adressen von Bevollmächtigten, 

6. Namen, Adresse und Geburtsdatum des vom Nutzungsberechtigten benannten Nachfolgers im 
Nutzungsrecht,  

7. Bankverbindung.  

(3) Zur Klärung der Nutzungsrechtsnachfolge dürfen die Friedhofsträger folgende personenbezogene 
Daten der Angehörigen der Verstorbenen oder der Nutzungsberechtigten verarbeiten:  
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1. Vor-, Geburts- und Nachnamen, 

2. Adresse, 

3. Geburtsdatum, 

4. Verhältnis zum letzten Nutzungsberechtigten, 

5. Sterbedatum des letzten Nutzungsberechtigten, 

6. Art, Lage und Zustand der Grabstelle, 

7. Namen und Adressen von Bevollmächtigten. 

(4) Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach § 4 Abs. 1 Satz 3 darf die zuständige Behörde 
folgende personenbezogene Daten verarbeiten. 

1. Vor-, Geburts- und Nachnamen des Verstorbenen, 

2. letzte Adresse des Verstorbenen, 

3. Geburts- und Sterbedatum des Verstorbenen, 

4. Sterberegisternummer, 

5. Ort und Zeitpunkt der Einäscherung, 

6. Einäscherungsnummer, 

7. Ort und Zeitpunkt der Bestattung, 

8. Vor-, Geburts- und Nachnamen des Antragstellers, 

9. Geburtsdatum des Antragstellers, 

10.  Adresse des Antragstellers, 

11.  Verhältnis des Antragstellers zum Verstorbenen, 

12.  Namen und Adressen von Bevollmächtigten, 

13.  Lage, Bezeichnung und Eigentümer des Grundstücks, auf dem die Bestattung vorgenommen 
werden soll. 

(5) Im Rahmen der Zulassung und Überwachung der auf den Friedhöfen tätigen Gewerbetreibenden 
des Friedhofs- und Bestattungsgewerbes dürfen folgende personenbezogene Daten verarbeitet werden:  

1. Vor- und Nachnamen, 

2. Adresse, 

3. Art des Gewerbes, 

4. Zulassung, 

5. Tätigkeitsbeschränkungen oder -verbote. 
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(6) Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten nach den Absätzen 1, 2, 3 und 5 darf im 
automatisierten Verfahren erfolgen.  

(7) Die in den Absätzen 1 bis 5 genannten Daten sind zu löschen, wenn sie nicht mehr benötigt 
werden. Die in Absatz 1 genannten Daten der Verstorbenen müssen für den Zeitraum der Ruhefrist 
aufbewahrt werden. Sie dürfen aufbewahrt werden, solange ein Nutzungsrecht an der Grabstelle 
besteht, das sich auf diese Verstorbenen bezieht. Nach Ablauf der in Satz 2 und 3 genannten Fristen 
dürfen die Daten der Verstorbenen nur noch gesondert, durch technische und organisatorische 
Maßnahmen gesichert, aufbewahrt werden. Sie dürfen dann nur noch verarbeitet oder genutzt werden, 
wenn Angehörige um Auskunft nachsuchen oder dies für wissenschaftliche Zwecke unabdingbar ist. 
Die in den Absätzen 2 und 3 genannten Daten sind von einer Umschreibung des Nutzungsrechts an bis 
zur folgenden Umschreibung, mindestens jedoch 10 Jahre, aufzubewahren.  

(8) Die Absätze 1, 2, 3, 5, 6 und 7 gelten nicht für Friedhöfe, die von öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften oder diesen gleichgestellten oder ihnen zuzuordnenden Einrichtungen, ohne 
Rücksicht auf deren Rechtsform, betrieben werden, sofern die öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften eigene bereichsspezifische Bestimmungen erlassen, die den Zielen dieses 
Gesetzes entsprechen.  

§ 9 Vollstreckung kirchlicher Friedhofsgebühren 

(1) Die Friedhofsgebühren der Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts werden auf Antrag des 
Friedhofsträgers im Verwaltungszwangsverfahren vollstreckt.  

(2) Der Friedhofsträger erstattet der zuständigen Stelle den für die Vollstreckung erforderlichen, durch 
die Zahlung des Schuldners nicht gedeckten Verwaltungsaufwand einschließlich der Auslagen. Der 
Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Erstattung näher zu regeln. Darin kann bestimmt 
werden, dass der Verwaltungsaufwand ganz oder teilweise in Pauschalsätzen zu erstatten ist.  

7.6 Hamburg 

Gesetz über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen [von Hamburg] 
Vom 14.09.1988 (HmbGVBl. S. 167), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.12.2009 

(HmbGVBl. S. 444, 445) 

Zweiter Abschnitt   Bestattungswesen 

§ 14   Friedhofszwang 

Beisetzungen außerhalb staatlicher, von der Hamburger Friedhöfe – Anstalt öffentlichen Rechts – 
betriebener oder kirchlicher Friedhöfe sind nicht zulässig. Ausnahmen können in besonderen Fällen 
von der zuständigen Behörde zugelassen werden. 

Dritter Abschnitt   Staatliches Friedhofswesen 

§ 18   Bekenntnisgebräuche 

Die Ausübung kirchlicher Amtshandlungen sowie religiöser und weltanschaulicher Gebräuche bei 
Bestattungen und Totengedenkfeiern wird gewährleistet. Auf den Ablauf anderer Bestattungen ist 
Rücksicht zu nehmen. 
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Vierter Abschnitt   Friedhöfe anderer Träger 

§ 31   Kirchliche Friedhöfe 

(1) In der Freien und Hansestadt Hamburg bestehen die aus der Anlage 2 ersichtlichen Friedhöfe der 
Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts (kirchliche Friedhöfe). 

(2) Die Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts dürfen im Rahmen des geltenden Rechts neue 
Friedhöfe einrichten sowie ihre Friedhöfe verändern und schließen. 

(3) Die Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts erlassen für ihre Friedhöfe 
Friedhofsordnungen und Friedhofsgebührenordnungen; sie können diese Ordnungen im Amtlichen 
Anzeiger bekanntmachen. 

(4) Die Ruhezeit auf kirchlichen Friedhöfen beträgt mindestens 25 Jahre. Sie beginnt mit der 
Beisetzung. Auf Antrag des Friedhofsträgers kann die zuständige Behörde für den gesamten Friedhof 
eine Ruhezeit unter 25 Jahren oder für einzelne Grabstellen eine Belegung vor Ablauf der Ruhezeit 
zulassen, wenn gesundheitliche Gefahren auszuschließen sind. 

(5) Die zuständige Behörde kann kirchliche Friedhöfe oder Friedhofsteile schließen, wenn 
gesundheitliche Gefahren für die Umgebung zu befürchten sind. 

(6) Die Friedhofsgebühren werden auf Antrag des Friedhofsträgers im Verwaltungszwangsverfahren 
eingezogen. Die Körperschaft, zu deren Gunsten vollstreckt wird, hat der Freien und Hansestadt 
Hamburg die Kosten der Verwaltungsvollstreckung (Gebühren und Auslagen) zu erstatten, die durch 
Zahlung des Pflichtigen nicht gedeckt werden. 

7.7 Hessen 

Friedhofs- und Bestattungsgesetz (FBG) [von Hessen]18 
Vom 05.07.2007 (Hessisches GVBl. I S. 338, ber. S. 534),  

zuletzt geändert durch Gesetz vom 02.02.2013 (GVBl. S. 42) 

Erster Abschnitt   Friedhöfe und Feuerbestattungsanlagen 

§ 2   Friedhöfe der Gemeinden 

(...) 

(5) Sind innerhalb des Gemeindegebiets nur Friedhöfe von Kirchen, Religions- oder 
Weltanschauungsgemeinschaften vorhanden und entspricht die Bestattung auf einem solchen Friedhof 
nicht dem Willen der verstorbenen Person oder ihrer Angehörigen, so ist die Bestattung auf dem 
Friedhof einer benachbarten Gemeinde zu gestatten.  

(6) Den Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften steht es frei, im Rahmen dieses 
Gesetzes bei Bestattungen und Totengedenkfeiern entsprechend ihren Ordnungen und Bräuchen zu 
verfahren.  

                                                           

 

18 Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft (§ 32). 
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§ 3   Friedhöfe der Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften 

(1) Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen 
Rechts sind, können zur Bestattung ihrer Mitglieder Friedhöfe in eigener Verwaltung anlegen, 
unterhalten und erweitern.  

(2) Wenn ein anderer zur Bestattung geeigneter Friedhof innerhalb des Gemeindegebiets nicht 
vorhanden ist, ist auf diesen Friedhöfen auch die Bestattung Verstorbener zu gestatten, die keiner oder 
einer anderen Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft angehört haben.  

(3) Bestattungs- und Totengedenkfeiern sowie die Grabmalgestaltung dürfen das religiöse oder 
weltanschauliche Empfinden des Friedhofsträgers nicht verletzen.  

§ 7   Schließung und Entwidmung der Friedhöfe 

(1) Friedhöfe oder Friedhofsteile dürfen nach ihrer Schließung (Verbot weiterer Bestattungen) 
frühestens mit Ablauf sämtlicher Ruhefristen entwidmet und anderen Zwecken zugeführt werden.  

(2) Schließung und Entwidmung sind öffentlich bekannt zu machen.  

(3) Friedhöfe oder Friedhofsteile, die eine Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft nach 
§ 3 in eigener Verwaltung unterhält, ohne Eigentümerin des Friedhofsgrundstücks zu sein, dürfen nur 
mit deren Zustimmung anderen Zwecken zugeführt werden. Versagt sie ihre Zustimmung, so hat sie 
den Eigentümer für die hierdurch eintretenden Vermögensnachteile zu entschädigen.  

(...) 

Zweiter Abschnitt   Bestattung 

§ 23   Überführung 

(1) Die Leiche ist bei der Überführung von einer Person zu begleiten, die dafür zu sorgen hat, dass  

1. im Falle der Überführung von Leichen, die nicht im Gemeindegebiet des Sterbeorts bestattet 
werden, die für die Bestattung erforderlichen Unterlagen (§§ 19 oder 20) mitgeführt werden, 

2. in den Fällen des § 11 Abs. 1 die schriftliche Erklärung einer Ärztin oder eines Arztes des 
Gesundheitsamtes mitgeführt wird, dass der Beförderung keine gesundheitlichen Bedenken 
entgegenstehen, 

3. die schriftliche Erklärung des Bestattungsunternehmers mitgeführt wird, dass die Leiche den 
Vorschriften dieses Gesetzes entsprechend eingesargt wurde (§ 15) und das zur Überführung benutzte 
Fahrzeug zur Leichenbeförderung bestimmt ist (§ 25); bei ortsansässigen Bestattungsunternehmen, die 
ständig mit der Durchführung von Bestattungen betraut sind, genügt eine allgemeine Erklärung dieses 
Inhalts, 

(...) 

§ 24   Überführung in Sonderfällen 

Wird eine Leiche  
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(...) 
2. auf den nächstgelegenen kirchlichen Friedhof der Religions- oder Konfessionsangehörigkeit des 
Verstorbenen innerhalb eines Landkreises, 

(...) 

so ist § 23 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 (...) nicht anzuwenden. 

Dritter Abschnitt   Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 30   Friedhöfe des kurhessischen Rechtskreises 

Die nach kurhessischem Gewohnheitsrecht begründeten Verwaltungs- und Nutzungsrechte der 
Kirchen an den bis zum 1. April 1965 angelegten Friedhöfen der Gemeinden bleiben unberührt.  

§ 32   Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt zwei Monate nach seiner Verkündung in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 
2020 außer Kraft. 

7.8 Mecklenburg-Vorpommern 

Gesetz über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen im Land Mecklenburg-
Vorpommern (Bestattungsgesetz – BestattG M-V) 

Vom 03.07.1998 (GVOBl. M-V S. 617), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01.12.2008 
(GVOBl. M-V S. 461) 

Abschnitt 2   Bestattungswesen 

§ 13   Beisetzung 

(...) 

(2) Bei einer Feuerbestattung ist die Urne mit der Asche auf einem Friedhof oder in geeigneter Form 
in einer Kirche beizusetzen. (...) 

Abschnitt 3   Friedhofswesen 

§ 14   Friedhöfe 

(1) Träger von Friedhöfen können sein  

1. das Land und der Aufsicht des Landes unterstehende juristische Personen des öffentlichen Rechts, 

2. Gemeinden sowie 

3. Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind. 

(2) Die Gemeinden haben Friedhöfe (Gemeindefriedhöfe) einzurichten und zu unterhalten. Dies gilt 
nicht, wenn in der Gemeinde ein kirchlicher Friedhof vorhanden ist oder die Gemeinde durch 
Vereinbarung sicherstellt, dass der Friedhof eines anderen Trägers benutzt werden kann. Die Sätze 1 
und 2 gelten für Leichenhallen entsprechend. 
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(3) Die in Absatz 1 Nr. 1 und 3 genannten Körperschaften können Friedhöfe  einrichten und 
unterhalten. Auf kirchlichen Friedhöfen ist die Bestattung aller in der Gemeinde Verstorbenen zu 
ermöglichen, wenn die Gemeinde keinen eigenen Friedhof unterhält und auch keine Vereinbarung 
nach Absatz 2 Satz 2 geschlossen hat. In diesen Fällen hat sich die Gemeinde an den Kosten des 
Friedhofes zu beteiligen, die nicht durch Benutzungsentgelte gedeckt werden können. 

(4) Erhebt der Träger eines kirchlichen Friedhofs Benutzungsentgelte in der Form von öffentlich-
rechtlichen Gebühren, so sind diese auf seinen Antrag von den Oberbürgermeistern der kreisfreien 
Städte, den Bürgermeistern der amtsfreien Gemeinden und den Amtsvorstehern der Ämter im Wege 
der Vollstreckungshilfe nach den für die Verwaltungsvollstreckung geltenden Vorschriften 
beizutreiben. Kosten der Vollstreckungshilfe, die nicht durch Zahlung des Pflichtigen gedeckt werden, 
hat der Träger des kirchlichen Friedhofs der Vollstreckungsbehörde zu erstatten. 

(5) Der Träger des Friedhofs regelt die Ordnung, Benutzung und Gestaltung sowie die Ausübung 
gewerblicher Tätigkeiten durch eine Friedhofsordnung. Der Träger ist verpflichtet, über erfolgte 
Bestattungen Buch zu führen. 

(6) Die Einrichtung oder Erweiterung von Friedhöfen bedarf der Genehmigung, die die Landräte oder 
die Oberbürgermeister der kreisfreien Städte im Benehmen mit den zuständigen Wasserbehörden 
erteilen. Die Genehmigung ist öffentlich bekanntzugeben. 

7.9 Niedersachsen 

7.9.1 Gesetz über das Friedhofs- und Bestattungswesen [von Niedersachsen] 
Vom 23.11.1927 (Nds. GVBl. Sb. II, 286) 

§ 1 

(1) Das Friedhofs- und Bestattungswesen ist eine Selbstverwaltungsangelegenheit der Städte und 
Landgemeinden im Sinne des § 111 der Städteordnung vom 15. November 1924 (Braunschw. GVS. S. 
271) und des § 119 der Landgemeindeordnung vom gleichen Tage (Braunschw. GVS. S. 291). 

(2) Die anerkannten Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts sind auch fernerhin befugt, 
eigene Friedhöfe für die Bestattung ihrer Angehörigen neben dem Gemeindefriedhofe auf ihre Kosten 
neu anzulegen, zu erweitern und zu unterhalten. Den Religionsgesellschaften werden die 
Vereinigungen gleichgestellt, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Weltanschauung zur 
Aufgabe machen. 

§ 2 

(1) In allen Fällen, in denen der in Benutzung stehende kirchliche Friedhof voll belegt ist und die 
Beschaffung eines neuen Friedhofes erforderlich wird, hat die Gemeinde einen eigenen 
Gemeindefriedhof anzulegen, der unter der Verwaltung und Aufsicht der Gemeindeverwaltung steht. 

(2) Es kann durch Vereinbarung zwischen Gemeinde und Kirchengemeinde die Verwaltung bisher 
kirchlicher Friedhöfe auf die Gemeinde oder die Verwaltung eines dem bisherigen kirchlichen 
Friedhofe zu dessen Erweiterung hinzugelegten neuen Friedhofteils auf die Kirchengemeinde 
übertragen werden. 
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§ 3 

Allen Angehörigen von Religionsgesellschaften und Vereinigungen, die sich die gemeinschaftliche 
Pflege einer Weltanschauung zur Aufgabe machen, wird das Recht gewährleistet, deren Vorschriften 
und Gebräuche auf dem Gemeindefriedhofe bei der Bestattung und bei der Ausschmückung der 
Grabstätten zu beobachten, jedoch mit der Einschränkung, daß Inschriften und Symbole, welche die 
Weihe und den Ernst des Friedhofes verletzen, nicht angebracht werden dürfen. 

§ 4 

Unberührt bleiben die bisherigen Rechte und Verpflichtungen der Gemeinden und Kirchengemeinden, 
besonders die Verpflichtung der Kirchengemeinden, vor dem Anlegen kirchlicher Friedhöfe und vor 
dem Erlaß von Begräbnis- und Friedhofsgebührenordnungen die Gemeinde zu hören und alle 
Angehörigen der Gemeinde zu bestatten. 

§ 5 

Unberührt bleiben die landespolizeilichen Vorschriften, die die Anlage, Erweiterung und Unterhaltung 
von Bestattungsplätzen jeder Art regeln. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 

7.9.2 Gesetz über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen [von 
Niedersachsen] (BestattG) 

Vom 08.12.2005 (Nds. GVBl. S. 381) 

§ 1   Grundsatz 

Leichen und Aschen Verstorbener sind so zu behandeln, dass die gebotene Ehrfurcht vor dem Tod 
gewahrt wird und das sittliche, religiöse und weltanschauliche Empfinden der Allgemeinheit nicht 
verletzt wird.  

§ 2   Begriffsbestimmungen 

(…) 

(4) Friedhöfe sind alle von einem Träger nach § 13 Abs. 1 für die Beisetzung Verstorbener oder deren 
Asche besonders gewidmeten und klar abgegrenzten Grundstücke, Anlagen oder Gebäude bis zu deren 
Aufhebung. 

§ 8   Bestattung 

(1) Leichen sind zu bestatten. Auf Verlangen eines Elternteils ist auch ein Fehlgeborenes oder 
Ungeborenes (§ 2 Abs. 3 Sätze 2 und 3) zur Bestattung zuzulassen. Abgetrennte Körperteile oder 
Organe verstorbener Personen (Leichenteile) sind, wenn sie nicht bestattet werden, von demjenigen, 
der den Eingriff vorgenommen hat, zu verbrennen; Absatz 2 Satz 4 und Absatz 4 Satz 1 gelten 
entsprechend. Die untere Gesundheitsbehörde kann Ausnahmen von Satz 3 Halbsatz 1 für Zwecke der 
wissenschaftlichen Forschung, der medizinischen Ausbildung oder der geschichtlichen Darstellung 
zulassen. 

(…) 
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§ 11   Erdbestattung 

(1) Erdbestattungen sind nur in geschlossenen feuchtigkeitshemmenden Särgen und nur auf 
Friedhöfen (§ 2 Abs. 4, § 19 Abs. 1 Satz 2) zulässig. Die untere Gesundheitsbehörde kann Ausnahmen 
von der Sargpflicht nach Satz 1 zulassen, wenn in der zu bestattenden Person ein wichtiger Grund 
vorliegt und ein öffentlicher Belang nicht entgegensteht.  

(2) Unberührt bleibt die Möglichkeit, kirchliche Würdenträger wie bisher auch in kirchlichen 
Gebäuden beizusetzen, die nicht ausschließlich der Totenruhe dienen.  

§ 13   Friedhöfe 

(1) Träger von Friedhöfen (§ 2 Abs. 4) können nur sein:  

1. Gemeinden, 

2. Kirchen, Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und andere Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften, wenn sie Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen 
Rechts sind. 

Friedhofsträger können mit der Durchführung der ihnen obliegenden Aufgaben, insbesondere mit der 
Errichtung und dem Betrieb des Friedhofs, Dritte beauftragen; ihre Verantwortlichkeit für die 
Erfüllung der mit der Trägerschaftverbundenen Pflichten wird durch die Übertragung nicht berührt.  

(…) 

§ 17   Vollstreckungshilfe 

Bei kirchlichen Friedhofsgebühren, die aufgrund kirchenbehördlich genehmigter Gebührenordnungen 
durch Bescheides Friedhofsträgers festgesetzt wurden, sind die Gemeinden zur Vollstreckungshilfe 
verpflichtet. 

§ 19   Übergangsvorschriften 

(…) 

(2) § 8 Abs. 1 Satz 3 gilt nicht für Leichenteile, die vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes 
abgetrennt oder ausgegraben wurden und seither aus Gründen der Forschung, der medizinischen 
Ausbildung, der geschichtlichen Darstellung oder der religiösen Verehrung aufbewahrt werden. 

7.10 Nordrhein-Westfalen 

Gesetz über Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz – BestG NRW) 
[von Nordrhein-Westfalen] 

Vom 17.06.2003 (GV. NRW. S. 313) 

Erster Abschnitt   Friedhofswesen  

§ 1   Friedhöfe 

(1) Die Gemeinden gewährleisten, dass Tote (Leichen, Tot- und Fehlgeburten) auf einem Friedhof 
bestattet und ihre Aschenreste beigesetzt werden können.  
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(2) Gemeinden und Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, dürfen 
Friedhöfe und Feuerbestattungsanlagen anlegen und unterhalten (Friedhofsträger).  

(3) Friedhöfe sollen mit Räumen ausgestattet sein, die für die Aufbewahrung Toter geeignet sind und 
ausschließlich hierfür genutzt werden (Leichenhallen).  

(…) 

§ 2   Errichtung und Erweiterung eines Friedhofs 

(1) Die Errichtung und die Erweiterung der Friedhöfe der kreisangehörigen Gemeinden und der 
Religionsgemeinschaften im Sinne des § 1 Abs. 2 bedürfen der Genehmigung. Genehmigungsbehörde 
ist für Friedhöfe der Gemeinden der Kreis (Kreisordnungsbehörde) und für Friedhöfe der 
Religionsgemeinschaften die Bezirksregierung. Am Genehmigungsverfahren ist die untere 
Gesundheitsbehörde zu beteiligen.  

(2) Bei Friedhöfen der Religionsgemeinschaften hat die Genehmigungsbehörde das Benehmen mit der 
Gemeinde herzustellen.  

(…) 

§ 3   Schließung und Entwidmung der Friedhöfe 

(1) Friedhöfe können ganz oder teilweise geschlossen werden. Die Träger haben die 
Schließungsabsicht unverzüglich der Genehmigungsbehörde und Religionsgemeinschaften auch der 
Gemeinde anzuzeigen.  

(2) Die völlige oder teilweise Entwidmung ist nur zulässig, wenn der Friedhofsträger für Grabstätten, 
deren Grabnutzungszeit noch nicht abgelaufen ist, gleichwertige Grabstätten angelegt und 
Umbettungen ohne Kosten für die Nutzungsberechtigten durchgeführt hat.  

§ 4   Satzungen 

(…) 

(3) Gebühren, die eine Religionsgemeinschaft für die Benutzung ihres Friedhofs und seiner 
Einrichtungen erhebt, können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden, wenn die 
Satzung von der nach § 2 Abs. 1 Satz 2 zuständigen Behörde genehmigt worden ist.  

(…)  

7.11 Rheinland-Pfalz 

Bestattungsgesetz [von Rheinland-Pfalz] 
Vom 04.03.1983 (GVBl S. 69), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.09.2009 (GVBl S. 333) 

Abschnitt 1   Friedhofswesen 

§ 1   Bestattungsplätze 

(1) Bestattungsplätze sind: 

(…) 
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2. kirchliche Friedhöfe und Grabstätten in Kirchen 

(…) 

§ 2   Gemeindefriedhöfe 

(…) 

(4) Die Gemeinden können die Aufgaben nach Absatz 1 durch öffentlich-rechtlichen Vertrag den 
Trägern kirchlicher Friedhöfe übertragen, wenn diese die Pflichten nach den Absätzen  2 und 3 
übernehmen. Die Bestattung Andersgläubiger muss nach den für sie üblichen Formen und ohne 
räumliche Absonderung möglich sein. Bestattungs- und Totengedenkfeiern und die Gestaltung der 
Grabstätten dürfen das religiöse Empfinden der Kirche oder Religionsgemeinschaft nicht verletzen. 

§ 3   Kirchliche Bestattungsplätze 

(1) Kirchen, Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände sowie andere 
Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsgesellschaften, die Körperschaften des öffentlichen 
Rechts sind, können eigene Friedhöfe anlegen, erweitern und wieder belegen sowie Leichenhallen 
errichten. 

(2) Grabstätten in Kirchen der in Absatz 1 genannten Körperschaften sind als Bestattungsplätze zu 
genehmigen, wenn keine gesundheitlichen Gefahren bestehen. 

§ 6   Benutzungsordnung 

(…) 

(2) Den Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften steht es frei, bei Bestattungen und 
Totengedenkfeiern entsprechend ihren Ordnungen und Bräuchen zu verfahren. Im Übrigen bedürfen 
Feiern einer Genehmigung des Friedhofsträgers. 

§ 7   Schließung und Aufhebung von Bestattungsplätzen 

(…) 

(2) Die Schließung ist der Genehmigungsbehörde anzuzeigen. Bei kirchlichen Friedhöfen und 
Anstaltsfriedhöfen ist die Gemeinde von der beabsichtigten Schließung zu unterrichten. 

(…) 
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7.12 Saarland 

Gesetz über das Friedhofs-, Bestattungs- und Leichenwesen [des Saarlandes] 
(Bestattungsgesetz – BestattG)19 

vom 05.11.2003 (Amtsbl. S. 2920),  
zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.09.2010 (Amtsbl. I S. 1384) 

Erster Teil   Friedhofswesen 

Erster Abschnitt   Anlegung und Unterhaltung von Friedhöfen und privaten 
Bestattungsplätzen 

§ 2 Friedhofsträger 

(…) 

(2) Gemeinden und Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, dürfen 
Friedhöfe anlegen und unterhalten (Friedhofsträger).  

(3) Gemeinden, Eigeneinrichtungen des Landes und der Gemeinden sowie Religionsgemeinschaften, 
die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, dürfen Waldstücke als Friedhöfe anlegen und 
unterhalten (Friedhofsträger).  

(4) Friedhofsträger dürfen sich bei Errichtung und Betrieb ihrer Friedhöfe Dritter bedienen.  

§ 4   Genehmigung 

(1) Friedhöfe dürfen nur mit Genehmigung des Ministeriums für Justiz, Gesundheit und Soziales 
angelegt oder erweitert werden. Bei einem elektronischen Verwaltungsakt nach Satz 1 ist dieser mit 
einer dauerhaft überprüfbaren qualifizierten Signatur zu versehen. Bei Friedhöfen von 
Eigeneinrichtungen des Landes und der Gemeinden sowie von Religionsgemeinschaften, die 
Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, ist vor Genehmigung das Einvernehmen mit der 
Gemeinde herzustellen.  

(…) 

§ 8   Friedhofssatzung 

(…) 

(2) Gebühren, die eine Religionsgemeinschaft für die Benutzung ihres Friedhofs und seiner 
Einrichtungen erhebt, können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden, wenn sie auf 
einer genehmigten Satzung basieren.  

(…) 

                                                           

 

19 Dieses Gesetz tritt am 31. Dezember 2015 außer Kraft, vgl. § 55 Abs. 1. 
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Zweiter Teil   Leichenwesen 

Dritter Abschnitt   Bestattung und Ausgrabung von Leichen, Beisetzung von Asche 
Verstorbener 

§ 31 Frühester Bestattungszeitpunkt 

(1) Leichen dürfen frühestens 48 Stunden nach Eintritt des Todes bestattet bzw. eingeäschert werden.  

(2) Die Ortspolizeibehörde kann eine frühere Bestattung bzw. Einäscherung zulassen,  

1. wenn offenkundig jede Möglichkeit eines Scheintodes ausgeschlossen ist 

oder  

2. wenn gesundheitliche oder religiöse Gründe hierfür vorliegen. 

(3) Die Ortspolizeibehörde kann aus gesundheitlichen Gründen eine frühere Bestattung bzw. 
Einäscherung anordnen. 

§ 34   Särge und Urnen, konservierte Leichen 

(1) Für die Erdbestattung dürfen nur Holzsärge verwendet werden, es sei denn, dass eine Leiche in 
einem Metallsarg zum Bestattungsort überführt werden musste. Von der Sargpflicht können mittels 
Friedhofssatzung diejenigen entbunden werden, deren religiöse Glaubensüberzeugung eine 
Sargbestattung nicht erlaubt, solange keine gravierenden medizinischen bzw. polizeilichen Gründe 
eine Sargbestattung erforderlich machen. In den Fällen der sarglosen Bestattung ist der Leichnam bis 
zur Grabstelle in einem verschlossenen Sarg zu transportieren. 

(…) 

7.13 Sachsen 

Sächsisches Gesetz über das Friedhofs-, Leichen- und Bestattungswesen (Sächsisches 
Bestattungsgesetz – SächsBestG)  

Vom 08.07.1994 (SächsGVBl. S. 1321), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2012 
(SächsGVBl. S. 725, 731)  

Erster Abschnitt   Friedhofswesen 

§ 1   Bestattungsplätze 

(1) Bestattungsplätze sind 

1. Gemeindefriedhöfe, 

2. Friedhöfe der Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie Grabstätten in Kirchen, 

3. Anstaltsfriedhöfe und sonstige private Bestattungsplätze. 

(…) 



169 

 

 § 3   Andere Friedhöfe und Bestattungsplätze 

(1) Kirchen, Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände sowie andere Religions- oder 
Weltanschauungsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, können eigene 
Friedhöfe nach Maßgabe der Gesetze anlegen, erweitern und wiederbelegen (kirchliche Friedhöfe) 
sowie Leichenhallen errichten. 

(2) Grabstätten in Kirchen der in Absatz 1 genannten Körperschaften sind als Bestattungsplätze zu 
genehmigen, sofern nicht durch die Bestattung im Einzelfall gesundheitliche Gefahren zu befürchten 
sind. 

(…) 

§ 4   Friedhöfe nichtgemeindlicher Träger 

(1) Auf nichtgemeindlichen Friedhöfen, außer jüdischen, sind die in § 2 Abs. 2 genannten 
Verstorbenen aufzunehmen, soweit in zumutbarer Entfernung keine gemeindlichen Friedhöfe 
bestehen. Dies gilt auch dann, wenn es sich um andersgläubige oder konfessionslose Verstorbene 
handelt. Diese sind nach Möglichkeit ohne räumliche Absonderung von anderen Grabstellen zu 
bestatten; die Nutzung der Leichenhalle ist für sie zuzulassen. In die Art und Weise der Bestattungs- 
und Totengedenkfeiern sowie in die Gestaltung der Grabstätten darf nur unter den Voraussetzungen 
des § 7 eingegriffen werden. 

(2) Die Gemeinden haben sich an dem Kostenaufwand anderer Träger, die in ihrem Einzugsbereich 
einen Friedhof im Sinne des Absatzes l Satz 1 unterhalten, angemessen zu beteiligen, soweit die 
Kosten nicht durch Einnahmen aus den für die Nutzer zumutbaren Gebühren gedeckt werden können. 
Das gleiche gilt, wenn die gemeindlichen Bestattungsplätze nicht ausreichen und soweit der andere 
Friedhofsträger im Einverständnis mit der Gemeinde Bestattungsplätze für die Allgemeinheit zur 
Verfügung stellt. Das Nähere wird durch Vereinbarung zwischen der Gemeinde und dem anderen 
Friedhofsträger geregelt. 

§ 7   Benutzungsordnung der Gemeindefriedhöfe 

(…) 

(2) Den Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften steht es frei, bei Bestattungen und 
Totengedenkfeiern nach ihren Ordnungen und Bräuchen zu verfahren. Andere Feiern bedürfen einer 
Genehmigung des Friedhofsträgers. Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn Grund zu der 
Annahme besteht, dass durch die Art der Bestattungs- oder Totengedenkfeiern das sittliche Empfinden 
der Allgemeinheit oder das religiöse Empfinden der Kirchen oder der Religions- oder 
Weltanschauungsgemeinschaften oder ihrer Mitglieder verletzt werden könnte. 

Dritter Abschnitt   Bestattungswesen 

§ 18   Allgemeine Vorschriften zur Bestattung 

(1) Jede menschliche Leiche muss bestattet werden. Die Bestattung im Freistaat Sachsen ist nur auf 
einem in § 1 Abs. 1 bezeichneten Bestattungsplatz zulässig. 

(…) 

(3) Für Ort, Art und Durchführung der Bestattung ist der Wille des Verstorbenen maßgebend, soweit 
gesetzliche Bestimmungen oder zwingende öffentliche Belange nicht entgegenstehen. Bei 
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Verstorbenen, deren Wille nicht bekannt ist, und bei Verstorbenen, die das 14. Lebensjahr nicht 
vollendet hatten oder die geschäftsunfähig waren, ist der Wille des nach § 10 Abs. 1 Verantwortlichen 
maßgebend. Für Verstorbene ohne Hinterbliebene ist die ortsübliche Bestattungsart zu wählen. Bei der 
Vorbereitung und Durchführung der Bestattung sind die Würde und die Religionszugehörigkeit des 
Verstorbenen und das sittliche Empfinden der Allgemeinheit zu achten. 

Vierter Abschnitt   Ordnungswidrigkeiten, Ermächtig ungen und Schlussbestimmungen 

§ 24   Ermächtigungen 

(1) Das Staatsministerium für Soziales wird ermächtigt, im Benehmen mit dem Staatsministerium des 
Innern, bei Regelungen nach Nummer 3 auch im Benehmen mit dem Staatsministerium der Justiz, 
durch Rechtsverordnung 

1.  (…) 

2.  die im Rahmen des § 28 Abs. 1 IfSG20 notwendigen Schutzmaßnahmen bei hochinfektiösen 
Leichen zu treffen, insbesondere hinsichtlich 

(…) 

g) der Untersagung bestimmter religiöser Bestattungsrituale, 

(…) 

7.14 Sachsen-Anhalt 

Gesetz über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen des Landes 
Sachsen-Anhalt (Bestattungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt – BestattG LSA) 

Vom 05.02.2002 (GVBl. LSA S. 46),  
zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.02.2011 (GVBl. LSA S. 136, 148) 

Abschnitt 1   Allgemeine Vorschriften 

§ 1   Grundsätze 

(1) Der Umgang mit Leichen und mit der Asche Verstorbener hat mit der gebotenen Würde und mit 
der Achtung vor den Verstorbenen zu erfolgen. Er hat sich auch nach den bekannt gewordenen 
sittlichen, weltanschaulichen und religiösen Vorstellungen der Verstorbenen zu richten, soweit nicht 
Belange der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung entgegenstehen.  

(…) 

§ 2   Begriffsbestimmungen 

(…) 

10. Friedhöfe 

                                                           

 

20 Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - 
IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045). 
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Friedhöfe im Sinne dieses Gesetzes sind alle für die Beisetzung Verstorbener oder deren Asche 
ausgewiesenen Grundstücke, Anlagen oder Gebäude bis zu deren Entwidmung, insbesondere:  

a) Gemeindefriedhöfe, 

b) kirchliche Friedhöfe, 

c) Grabstätten in Kirchen, 

d) vorhandene private Bestattungsplätze. 

Abschnitt 4   Friedhofswesen 

§ 19   Friedhöfe 

(…) 

(3) Kirchengemeinden und Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, 
können eigene Friedhöfe anlegen, unterhalten und erweitern (kirchliche Friedhöfe). 

(…) 

§ 22   Ruhezeit 

(1) Für jeden Friedhof werden Fristen festgelegt, in denen Grabstätten nicht erneut belegt werden 
dürfen (Ruhezeit).  

(2) Bei der Festlegung der Ruhezeit sind die Freiheit der Religionsausübung (Artikel 4 des 
Grundgesetzes und Artikel 9 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt), die Verwesungsdauer der 
Leichen und der Wunsch der Angehörigen nach Verlängerung der Ruhezeit zu berücksichtigen. Die 
Ruhezeit beträgt für die Leichen von Kindern, die vor Vollendung des 10. Lebensjahres gestorben 
sind, mindestens zehn Jahre, im Übrigen mindestens 15 Jahre (Mindestruhezeit). Die Mindestruhezeit 
gilt auch für die Asche Verstorbener. Die Ruhezeit beginnt mit der Bestattung oder Beisetzung. Mit 
der Umbettung gemäß § 24 beginnt keine neue Ruhezeit.  

§ 25   Satzung, Benutzungsordnung 

(1) Die Gemeinden regeln die Benutzung ihrer Friedhöfe durch Satzung. Die Satzung enthält 
Vorschriften insbesondere über die Art, Ruhezeit, Gestaltung und Unterhaltung der Grabstätten sowie 
die Benutzung der Bestattungseinrichtungen einschließlich der Erhebung von Gebühren.  

(2) Für Satzungen oder Benutzungsordnungen der Träger kirchlicher Friedhöfe gilt Absatz 1 Satz 2 
entsprechend.  

Abschnitt 5   Ordnungswidrigkeiten und Schlussvorschriften 

§ 28   Ermächtigungen 

Das Ministerium für Arbeit, Frauen, Gesundheit und Soziales wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Vorschriften zu erlassen:  

1. zu hygienischen Anforderungen an Bestattungseinrichtungen (§ 2 Nr. 8), an Leichenhallen 
(§ 2 Nr. 9), und an Friedhöfe, Grabstätten in Kirchen und private Bestattungsplätze (§ 2 Nr. 10), 

(…) 
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7.15 Schleswig-Holstein 

Gesetz über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen des Landes  
Schleswig-Holstein (Bestattungsgesetz - BestattG) 

Vom 04.02.2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 70), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.02.2009 
(GVOBl. Schl.-H. S. 56) 

Abschnitt I   Allgemeine Vorschriften 

§ 1   Grundsätze 

Der Umgang mit Leichen und mit der Asche Verstorbener hat mit der gebotenen Würde und mit 
Achtung vor den Verstorbenen zu erfolgen. Er hat sich auch nach den bekannt gewordenen sittlichen, 
weltanschaulichen und religiösen Vorstellungen der Verstorbenen zu richten, soweit dadurch Belange 
des Gemeinwohls, insbesondere des Gesundheits- und Umweltschutzes, nicht gefährdet werden und 
das sittliche Empfinden der Allgemeinheit nicht verletzt wird.  

§ 2   Begriffsbestimmungen 

(…) 

9. Leichenräume 

Leichenräume sind die zur Leichenaufbewahrung geeigneten und nur diesem Zweck dienenden Räume 
auf Friedhöfen, in Kirchen und Krematorien, in medizinischen, medizinisch-wissenschaftlichen und 
pflegerischen Einrichtungen sowie in Bestattungsunternehmen. 

10. Friedhof 

Ein Friedhof ist ein öffentlicher Bestattungsort mit einer Vielzahl von Grabstätten, der auf einem 
räumlich abgegrenzten Grundstück eingerichtet und für die Bestattung der irdischen Überreste einer 
im Voraus unbestimmten Zahl Verstorbener gewidmet ist. Das sind 

a) staatliche und kommunale Friedhöfe, 

b) kirchliche Friedhöfe als  

aa) Simultanfriedhöfe oder 

bb) konfessionelle Friedhöfe und 

c) private Friedhöfe. 

11. Private Bestattungsplätze 

Private Bestattungsplätze sind einzelne, außerhalb von Friedhöfen gelegene Grabstätten auf solchen 
Grundstücken oder Grundstücksteilen, in Anlagen oder Gebäuden, die nicht für die allgemeine 
Bestattung gewidmet sind. Grabstätten in Kirchen und anderen Gotteshäusern gelten als private 
Bestattungsplätze. 

(…) 
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Abschnitt IV   Friedhofswesen 

§ 20   Trägerschaft und Betreiben von Friedhöfen 

(1) Träger von Friedhöfen können nur sein:  

1. Gemeinden,  

2. als Körperschaft des öffentlichen Rechts anerkannte Religionsgemeinschaften. 

(…) 

(3) Als Körperschaften des öffentlichen Rechts anerkannte Religionsgemeinschaften können im 
Rahmen der Gesetze eigene Friedhöfe (kirchliche Friedhöfe) betreiben. Sie haben die beabsichtigte 
Anlegung und wesentliche Veränderung eines Friedhofs dem Kreis oder der kreisfreien Stadt 
rechtzeitig und umfassend anzuzeigen. Der Kreis oder die kreisfreie Stadt kann das beabsichtige 
Vorhaben binnen einer Frist von sechs Monaten untersagen, wenn es den Anforderungen des § 19 
Abs. 2 widerspricht.  

(…) 

§ 21   Widmung, Schließung und Entwidmung von Friedhöfen  

(1) Die Widmung, Schließung und Entwidmung eines Friedhofs oder eines Teils davon sowie die 
Friedhofssatzung oder Benutzungsordnung und deren Änderungen sind auf Kosten des Trägers des 
Vorhabens örtlich bekannt zu machen. Die beabsichtigte Schließung eines kirchlichen Friedhofs ist 
der betroffenen Gemeinde mindestens zwei Jahre vor dem Schließungszeitpunkt anzuzeigen.  

(…)  

§ 22   Zulassungspflicht 

(1) Auf kommunalen Friedhöfen ist mindestens die Bestattung der verstorbenen Einwohnerinnen und 
Einwohner sowie derjenigen Personen zu ermöglichen, die innerhalb des Gemeinde- oder 
Zweckverbandgebiets verstorben sind.  

(2) Auf kirchlichen Friedhöfen ist die Bestattung in einem dem Absatz 1 entsprechenden Umfang auch 
Nichtangehörigen der Konfession zu ermöglichen, wenn die Gemeinde weder einen eigenen Friedhof 
unterhalten noch die Bestattung durch Formen der kommunalen Zusammenarbeit sicherstellen kann 
(Simultanfriedhof). In diesen Fällen hat sich die Gemeinde an den Kosten des Friedhofs zu beteiligen, 
die nicht durch Gebühren oder Benutzungsentgelte gedeckt werden können.  

§ 23   Ruhezeit 

(…) 

(2) Bei der Festlegung der Ruhezeit für Erdbestattungen ist zumindest die sich aus den jeweiligen 
Bodenverhältnissen ergebende Verwesungsdauer als Ruhezeit einzuhalten. Im Übrigen sind bei der 
Festlegung sowie der Gewährung von Verlängerungen der Ruhezeiten das Bedürfnis nach einer 
angemessenen Dauer der Totenehrung sowie die Freiheit der Religionsausübung zu berücksichtigen.  

(…) 
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§ 26   Friedhofsordnung 

(…) 

(4) Der Friedhofsträger eines kommunalen oder Simultanfriedhofs hat die Bestattung ohne Sarg aus 
religiösen oder weltanschaulichen Gründen zuzulassen und die Durchführung in der Friedhofsordnung 
zu regeln sowie den weitergehenden Erfordernissen aus religiösen oder weltanschaulichen Gründen 
nach Möglichkeit Rechnung zu tragen. Für diese Fälle kann die Bestattung aufgrund von 
Vereinbarungen auf einem anderen Friedhof in zumutbarer Entfernung gewährleistet werden. Für die 
verwendete Umhüllung der Leiche gilt § 1521 Abs. 2 entsprechend. Auf anderen als kommunalen 
Friedhöfen oder Simultanfriedhöfen kann diese Bestattungsart unter den Voraussetzungen des Satzes 1 
zugelassen werden.  

(…) 

7.16 Thüringen 

Thüringer Bestattungsgesetz 
Vom 19.05.2004 (GVBl. Thüringen S. 505), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.07.2009 

(GVBl. S. 592) 

Erster Abschnitt   Allgemeines 

§ 1   Grundsätze 

(…) 

(3) Mit Leichen, Fehlgeborenen, Leibesfrüchten aus Schwangerschaftsabbrüchen, Leichen- und 
Körperteilen sowie Aschenresten Verstorbener darf nur so verfahren werden, dass die Würde des 
Menschen, das religiöse Empfinden des Verstorbenen und das sittliche Empfinden der Allgemeinheit 
nicht verletzt werden und keine Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung zu befürchten 
sind. 

§ 2   Bestattungseinrichtungen 

(…) 

(2) Bestattungseinrichtungen müssen der Würde des Menschen, dem religiösen Empfinden der 
Verstorbenen und den allgemeinen sittlichen Vorstellungen entsprechen. Sie müssen so errichtet 
werden, beschaffen sein und betrieben werden, dass die öffentliche Sicherheit sowie die Gesundheit 
und das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt werden.  

                                                           

 

21 § 15 regelt die Bestattungsarten. 
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Zweiter Abschnitt   Leichenwesen 

Dritter Unterabschnitt   Totenschein, Aufbewahrung und Beförderung von Leichen  

§ 16   Aufbewahrung und Beförderung von Leichen 

(1) Jede Leiche ist innerhalb von 48 Stunden nach Eintritt des Todes, bei späterem Auffinden 
unverzüglich, in eine Leichenhalle zu überführen. (…) 

(2) Die Aufbahrung aus religiösen und weltanschaulichen Gründen ist zulässig.  

Dritter Abschnitt   Bestattungswesen 

§ 23   Beisetzung 

(…) 

(2) Bei einer Feuerbestattung ist die Urne mit der Asche auf einem Friedhof oder in geeigneter Form 
in einer Kirche beizusetzen. Die Asche kann auch auf einer hierfür bestimmten Stelle eines Friedhofs 
ausgebracht oder die Urne von einem Schiff aus auf Hoher See beigesetzt werden, wenn andere 
Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. Sonstige Beisetzungen außerhalb von Friedhöfen kann die 
zuständige Ordnungsbehörde im Einzelfall im Einvernehmen mit der unteren Gesundheitsbehörde 
zulassen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt und öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 

Vierter Abschnitt   Friedhofswesen 

§ 24   Friedhöfe  

(1) Friedhöfe sind Einrichtungen, die den Verstorbenen als würdige Ruhestätte und der Pflege ihres 
Andenkens gewidmet sind. 

(2) Träger von Friedhöfen können nur Gemeinden oder Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften sein, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind. 

§ 25   Gemeindefriedhöfen 

(1) Die Gemeinden haben Friedhöfe anzulegen, zu erweitern und zu unterhalten; sie sollen 
Leichenhallen errichten und unterhalten. Satz 1 gilt nur, soweit ein öffentliches Bedürfnis besteht.  

(2) Auf Gemeindefriedhöfen ist die Bestattung verstorbener Gemeindeeinwohner sowie bei 
berechtigtem Interesse auch die Bestattung sonstiger Verstorbener zuzulassen. Die Bestattung einer 
anderen in der Gemeinde verstorbenen oder tot aufgefundenen Person ist insbesondere zuzulassen, 
wenn  

1. diese keinen festen Wohnsitz hatte, 

2. ihr letzter Wohnsitz unbekannt ist, 

3. ihre Überführung an den früheren Wohnsitz unverhältnismäßig hohe Kosten verursachen 
würde oder 

4. Gründe der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung eine Bestattung in der Gemeinde erfordern. 

(3) Auf Gemeindefriedhöfen wird unabhängig von Konfession und Weltanschauung bestattet. 
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§ 26   Andere Friedhöfe 

(1) Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, 
können eigene Friedhöfe nach Maßgabe der geltenden Rechtsvorschriften anlegen, erweitern und 
wiederbelegen sowie Leichenhallen errichten. Sie sind Friedhofsträger. 

(2) Die Bestattung von Verstorbenen, die nicht der jeweiligen Religions- oder 
Weltanschauungsgemeinschaft als Mitglieder angehörten, liegt auf den Friedhöfen nach Absatz 1 im 
Ermessen des jeweiligen Friedhofsträgers. Soweit auf den religiösen oder weltanschaulichen 
Grundsätzen des Friedhofsträgers beruhende Gründe nicht entgegenstehen, darf die Bestattung der in § 
25 Abs. 2 genannten Verstorbenen nicht verweigert werden, wenn in zumutbarer Nähe keine 
gemeindlichen Friedhöfe bestehen. Dies gilt auch dann, wenn es sich um andersgläubige oder 
konfessionslose Verstorbene handelt. 

§ 28   Schließung oder Aufhebung von Friedhöfen durch den Träger 

(…) 

(2) Die Schließung ist der nach § 30 zuständigen Behörde anzuzeigen. Die Träger von Friedhöfen 
nach § 26 Abs. 1 haben die betroffenen Gemeinden von der beabsichtigten Schließung frühzeitig zu 
unterrichten. 

(…) 

§ 29   Schließung oder Aufhebung von Friedhöfen durch die Genehmigungsbehörde 

(…) 

(3) Im Fall einer Aufhebung gilt § 28 Abs. 4 Satz 2 bis 5 mit der Maßgabe entsprechend, dass der 
Friedhofsträger die Umbettung, das Umsetzen der Grabmale und das Herrichten der neuen Grabstätten 
auf einem möglichst nahe gelegenen Friedhof veranlasst. Ist dieser Friedhof ein Gemeindefriedhof, so 
liegt ein berechtigtes Interesse im Sinne des § 25 Abs. 2 Satz 1 vor. Für Friedhöfe in Trägerschaft von 
Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, 
gilt § 26 Abs. 2 Satz 2 und 3 entsprechend. 

§ 31   Ruhezeit 

(1) Die Ruhezeit bei Erdbestattungen beträgt mindestens 20 Jahre, bei Urnenbeisetzungen mindestens 
15 Jahre. Der Friedhofsträger kann längere Ruhezeiten bestimmen und die Ruhezeit aus religiösen 
Gründen auf Dauer festlegen. Er hat eine längere Ruhezeit zu bestimmen, wenn dies aus Gründen der 
Bodenbeschaffenheit notwendig ist. 

(…) 

§ 33   Friedhofsordnung 

(…) 

(2) Die Benutzungs- und Gebührenordnungen der Friedhöfe von Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften bedürfen der Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde, die für die 
Gemeinde zuständig ist, auf deren Gebiet sich der Friedhof befindet. Im Genehmigungsverfahren 
beteiligt die Rechtsaufsichtsbehörde die übrigen fachlich betroffenen Behörden. Die Genehmigung der 
Benutzungsordnung kann nur aus ordnungsrechtlichen, insbesondere bau- und seuchenpolizeilichen, 
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sowie den sich aus diesem Gesetz ergebenden Gründen versagt werden. Die Genehmigung der 
Gebührenordnungen darf nur bei Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz und in den Fällen der 
Kostenüberdeckung versagt werden. 

§ 36   Sonderbestimmungen 

Unberührt bleiben: 

(…) 

4. der Staatsvertrag zwischen dem Freistaat Thüringen und den Evangelischen Kirchen in Thüringen 
vom 17. Mai 199422  (GVBl. S. 509) sowie der Staatsvertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und dem 
Freistaat Thüringen vom 18. Juli 199723 (GVBl. S. 266) in ihren jeweils geltenden Fassungen. 

8. Bürgerliches Recht 

8.1 Bundesrepublik Deutschland 

8.1.1 Beurkundungsgesetz 
Vom 28.08.1969 (BGBl. I S. 1513),  

zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.07.2013 (BGBl. I S. 2378) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Vorschriften  

§ 3   Verbot der Mitwirkung als Notar 

(1) Ein Notar soll an einer Beurkundung nicht mitwirken, wenn es sich handelt um 

(...) 

4. Angelegenheiten einer Person, mit der sich der Notar zur gemeinsamen Berufsausübung verbunden 
oder mit der er gemeinsame Geschäftsräume hat, 

(...) 

6. Angelegenheiten einer Person, deren vertretungsberechtigtem Organ der Notar oder eine Person im 
Sinne der Nummer 4 angehört, 

(...) 

(2) Handelt es sich um eine Angelegenheit mehrerer Personen und ist der Notar früher in dieser 
Angelegenheit als gesetzlicher Vertreter oder Bevollmächtigter tätig gewesen oder ist er für eine dieser 
Personen in anderer Sache als Bevollmächtigter tätig, so soll er vor der Beurkundung darauf hinweisen 
und fragen, ob er die Beurkundung gleichwohl vornehmen soll. In der Urkunde soll er vermerken, daß 
dies geschehen ist.  

(3) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn es sich handelt um  

(...) 
                                                           

 

22 Abgedruckt unter Dritter Teil Punkt A) 18 b). 
23 Abgedruckt unter Dritter Teil Punkt A) 18 c). 


